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STEUERNGrunderwerbsteuer bei Spaltungen

Grunderwerbsteuerliche Positionen nach 
(Folge-)Spaltungen
Steuern

Roman Thunshirn

1. Beispiel zur Darstellung der Problematik
Die Problematik der Frage, wer bei Mehrfach-
spaltungen „richtiger“ Rechtsnachfolger aus
früheren Erwerben ist, lässt sich durch das fol-
gende Beispiel verdeutlichen:

Beispiel

A-GmbH kauft am 1. 3. 2018 ein Grundstück X.
Im Jahr 2019 wird A-GmbH zum 31. 12. 2018 in
B-GmbH und C-GmbH aufgespalten. B-GmbH
erhält Grundstück X, das an C-GmbH vermie-
tet ist, sowie Patentrechte. C-GmbH erhält den
operativen Betrieb.
Fallkonstellation 1: Der Erwerb des Grund-
stücks X wird im Jahr 2019 nach Eintragung der
Spaltung von B-GmbH rückabgewickelt. Ist B-
GmBH oder C-GmbH zum Antrag nach § 17
GrEStG legitimiert?
Fallkonstellation 2: Im Jahr 2022 ergeht ein
Wiederaufnahmebescheid. An wen ist dieser zu
richten?

2. Allgemeine zivilrechtliche 
Rechtsgrundlagen

Gemäß § 14 Abs 2 SpaltG gehen mit Eintragung
der Spaltung im Firmenbuch die Vermögens-
teile der übertragenden Gesellschaft entspre-
chend der im Spaltungsplan (oder Spaltungs-
und Übernahmsvertrag)1 vorgesehenen Zuord-
nung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf
die neue Gesellschaft über. Grundlage für den
Vermögensübergang ist der Spaltungsplan. Er
enthält mit dem Spaltungsbericht und den Prüf-
berichten die notwendigen Informationen für
Anteilsinhaber, Gläubiger und Behörden.2 Die

in § 14 Abs 2 Z 1 SpaltG angeordnete (partielle)
Gesamtrechtsnachfolge wirkt ipso iure.3 Gemäß
§ 2 Abs 1 SpaltG muss der Spaltungsplan ua je-
denfalls enthalten:
• den Spaltungsstichtag (Z 7),
• die genaue Beschreibung und Zuordnung

der Vermögensteile, die an jede der über-
nehmenden Gesellschaften übertragen wer-
den (Z 10), sowie

• eine Auffangregelung für Vermögensteile,
die sonst aufgrund des Spaltungsplans kei-
ner der an der Spaltung beteiligten Gesell-
schaften zugeordnet werden können
(Z 11).

Die Vermögensgegenstände müssen im Spal-
tungsplan individualisiert und abgegrenzt
werden können, damit für Außenstehende die
notwendige Klarheit und Bestimmtheit vor-
liegt.4 Bei der Zuteilung der Vermögensge-
genstände wird den beteiligten Gesellschaf-
tern weitestgehende Gestaltungsfreiheit ein-
geräumt. Auch einzelne Vermögensgegen-
stände – nicht nur zusammengefasste
Vermögenseinheiten wie Betriebe – können
übertragen werden.5 Auch erst nach dem
Spaltungsstichtag, aber vor Eintragung der
Spaltung erworbene Vermögensrechte, die
Bestandteil des von der Spaltung erfassten Be-
triebsteils sind, gehen über.6

3. Auslegung des Spaltungsplans und 
Umfang der Auffangregelung

Aufgrund des § 2 Abs 1 Z 11 SpaltG ist die Auf-
nahme einer Regelung über die Zuordnung
von Vermögensteilen, die sonst aufgrund des
Spaltungsplans keiner der an der Spaltung be-
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Kommt es nach Verwirklichung eines GrESt-Tatbestands zu (Mehrfach-)Spaltungen, stellt
sich die Frage, wer Schuldner der GrESt aus den zuvor verwirklichten Erwerbsvorgängen
ist, weil plötzlich mehrere Rechtsträger mögliche Bescheidadressaten sind. Ergeht der
Bescheid an den „falschen“ Rechtsnachfolger, so ist er unwirksam. Die Frage ist insbeson-
dere dann von praktischer Relevanz, wenn vor Erlassung eines Berichtigungs-, Wiederauf-
nahme- oder GrESt-Bescheides die (Folge-)Spaltung wirksam wurde. Dasselbe gilt bei
nachträglichen Festsetzungen sowie bei Vorgängen nach § 17 GrEStG, bei Anrechnung all-
fälliger vorausgehender Erwerbe (§ 1 Abs 4 und 5 GrEStG) sowie für die Beurteilung der
verfahrensrechtlichen Legitimation. Insbesondere bei Mehrfachspaltungen kann unklar
sein, wer „richtiger“ Rechtsnachfolger aus früheren Erwerben ist.

1 In weiterer Folge wird vereinfacht nur mehr vom „Spal-
tungsplan“ gesprochen.

2 Kalss, Handkommentar zur Verschmelzung, Spaltung,
Umwandlung2 (2010) § 2 Rz 2 mwN; OGH 21. 12. 2004,
4 Ob 241/04a.

3 OGH 4. 11. 1999, 2 Ob 237/99p uva.
4 OGH 21. 12. 2004, 4 Ob 241/04a.
5 OGH 28. 4. 2005, 8 Ob 36/05k.
6 OGH 28. 4. 2005, 8 Ob 36/05k.
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teiligten Gesellschaften zugeordnet werden
können, also einer „Generalklausel“ für verges-
sene oder noch nicht erkennbare Vermögen-
steile, zwingend.7 Die Auffangregelung greift
nur für tatsächlich vergessene und nicht er-
wähnte Gegenstände. Sofern die Interpretation
des Spaltungsplans ergibt, dass der Gegenstand
nicht vergessen, sondern lediglich unklar zuge-
ordnet wurde, und im Wege der Interpretation
ein Ergebnis erreicht werden kann, kommt die
Auffangklausel nicht zum Tragen.8 Die Vor-
schriften des SpaltG sind gegenüber den Vor-
schriften des ABGB sowohl leges posteriores als
auch leges speciales. Sie erfordern eine mit der
Spaltungs-RL konforme Auslegung. Für die
Auslegung des Spaltungsplans ist der Adressa-
tenkreis „außenstehender Geschäftspartner“9

relevant, also die Maßfigur eines durchschnitt-
lich verständigen und kundigen Geschäftspart-
ners, der Bilanzen und vergleichbare Unterla-
gen zu lesen im Stande ist. Kalss10 tritt auch für
die Anwendung der Unklarheitsregelung des
§ 915 ABGB ein, weil das Verhältnis des Au-
ßenstehenden auf der einen Seite und aller an
der Spaltung beteiligten Gesellschaften auf der
anderen Seite zu beurteilen und unter diesem
Blickwinkel von einer einseitigen Formulie-
rung auszugehen sei. Dieses Ergebnis deckt
sich auch mit der wortgleichen Bestimmung
des dUmwG.11

Bei der Auslegung ist zu beachten, dass der
Begriff „Betrieb“ weiter ist als die Negativum-
schreibung des verbleibenden Vermögens. Der
OGH12 führt aus: „Welche Vermögensteile über-
gehen, bestimmt sich nach dem Spaltungsplan.
Die genaue Zuordnung der einzelnen Vermö-
gensgegenstände ist wegen des Charakteristikums
der Spaltung, nämlich der gegenständlich be-
schränkten und privatautonom gestaltbaren Ge-
samtrechtsnachfolge, unbedingt notwendig und
stellt das Kernstück des Spaltungsplanes dar.13

Zur Kennzeichnung der nicht übertragenen oder
ausgenommenen Teile reicht unter Umständen
eine negative Aufzählung aus, es genügt, wenn
die zu übertragenden Vermögensteile bestimm-
bar sind.“14

4. Steuerliche Rechtsgrundlagen
Steuerliche Rechtsgrundlagen sind die Fusions-
richtlinie15 sowie Art VI UmgrStG. § 32
UmgrStG knüpft an das SpaltG an, auch was die
Auslegung des Spaltungsplans betrifft.16 Auf-
grund der Eintragung der Spaltung sind durch
die Ipso-iure-Wirkung auch Behörden an die
Rechtsfolgen gebunden.17 Im Rahmen von Spal-
tungen verwirklichte Übertragungen erfolgen
somit steuerlich ex lege und im Wege der (parti-
ellen) Universalsukzession.18 Daher gehen alle
Rechtspositionen eines Rechtssubjekts auf den
Rechtsnachfolger über.19 Das gilt sowohl in ma-
teriell- als auch in verfahrensrechtlicher Hin-
sicht.20

Der spaltungsbedingte Übergang betrifft
nicht nur Tatbestände nach Eintragung der
Spaltung, sondern auch sämtliche Tatbestände
vor Eintragung der Spaltung, soweit sie sich auf
nach dem Spaltungsplan übergegangene
Rechtspositionen beziehen.21 Die Universalsuk-
zession umfasst alle Abgabenarten, etwa auch
Nachzahlungspflichten,22 steuerliche Haftung
und daraus ableitbare verfahrensrechtliche Po-
sitionen. Der Übergang erfolgt unabhängig da-
von, ob der Rechtsvorgänger noch existent ist.23

5. Dispositionsgrenzen über Steueransprüche 
und den Bescheidadressaten

Der sich nach dem SpaltG ergebenden Disposi-
tionsbefugnis hinsichtlich der Zuordnung von
Vermögen sind, was die Steuerfolgen betrifft,
Grenzen gesetzt. Zwar kann über die Zuord-
nung von Vermögensbestandteilen (ua bereits
entstandene bestehende Steueransprüche und

7 Kalss, Handkommentar2, § 2 Rz 13; OGH 21. 12. 2004,
4 Ob 241/04a, mit Anmerkung Reich-Rohrwig, ecolex
2005/285, 622 (622).

8 Kalss, Ausprägungen und Auswirkungen des Transpa-
renzgebots im Kapitalmarkt-, Gesellschafts- und Wirt-
schaftsrecht, in FS Doralt (2004) 275 (292); Reich-Rohr-
wig, ecolex 2005/285, 622 (622).

9 Kalss in FS Doralt, 275 (292); OGH 20. 2. 2014, 6 Ob
229/13i; 21. 12. 2004, 4 Ob 241/04a, mit Anmerkung
Reich-Rohrwig, ecolex 2005/285, 622 (622).

10 FN 9.
11 Reich-Rohrwig, ecolex 2005/285, 622 (622), mit Verweis

auf Priester in Lutter, dUmwG3 (2004) § 126 Rz 14,
Semler/Stengel, dUmwG4 (2017) § 126 Rz 25; Hörtnagl
in Schmitt/Hörtnagl/Stratz, dUmwG3 (2009) § 131
Rz 110.

12 OGH 4. 11. 1999, 2 Ob 237/99p.
13 Kalss, Handkommentar2, § 2 Rz 13.
14 P. Doralt, Zur Gestaltung handelsrechtlicher Vorschrif-

ten über die Spaltung, in FS Kastner (1992) 123 (141).

15 Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 23. 7. 1990 über
das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltun-
gen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den
Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiede-
ner Mitgliedstaaten betreffen, ABl L 225 vom 20. 8.
1990, S 1, und ihre Ergänzung in der Änderungs-RL
(RL 2005/19/EG vom 17. 2. 2005, ABl L 58 vom 4. 3.
2005, S 19).

16 Waitz-Ramsauer in Kofler, UmgrStG7 (2018) § 32
Rz 7 ff und Rz 32.

17 Waitz-Ramsauer in Kofler, UmgrStG7, § 32 Rz 33.
18 VwGH 8. 7. 2009, 2008/15/0031, mit Hinweis auf

Zöchling in Wundsam/Zöchling/Huber/Kuhn, UmgrStG5

(2015) § 35 Rz 19, sowie Ritz, BAO3 (2005) § 19 Tz 1;
Damböck/Andreaus/Spornberger, Übergang von Abga-
benverbindlichkeiten durch Spaltung, taxlex 2010, 421
(421 ff); Anm Prillinger, ecolex 2008/325, 859 (859);
BMF, Zweifelsfragen Salzburger Steuerdialog 2007,
BMF-010103/0073-VI/2007, Pkt 7.3.

19 VwGH 28. 6. 2007, 2006/16/0199, mit Hinweis auf Ritz,
BAO3, § 19 Tz 4.

20 Zur verfahrensrechtlichen Stellung VwGH 25. 2. 1993,
92/16/0114; Ritz, BAO4 (2011) § 19 Tz 4; Hohenwarter/
Mayr in Holoubek/Lang, BAO (2012) 363 ff sowie § 3
Rz 6 ff; Waitz-Ramsauer in Kofler, UmgrStG7, § 34
Rz 10 ff.

21 Zöchling in Wundsam/Zöchling/Huber/Kuhn, UmgrStG5,
§ 35 Rz 19, mit Verweis auf Rz 1687a UmgrStR.

22 Varga/Wolf, Die abgabenrechtliche Rechtsnachfolge
iSd § 19 BAO bei Handelsspaltungen und Haftungsbe-
grenzung, ÖStZ 2003, 349 (349 ff).

23 VwGH 1. 9. 1999, 98/16/0121; 30. 9. 2004, 2004/16/
0164; UFS 24. 9. 2010, RV/0228-L/07.
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Steuerschulden)24 disponiert werden, nicht je-
doch über die Steuerfolgen der Zuordnung.
Während zum Spaltungsstichtag bereits ent-
standene Steuerforderungen frei zwischen den
Nachfolgegesellschaften zugeordnet werden
können,25 folgen nach dem Stichtag entstehende
Steueransprüche dem zugrunde liegenden Ver-
mögensgegenstand und dem darauf basieren-
den Steuerermittlungskonzept.

Für die GrESt bedeutet dies: Die Steuer-
schuld entsteht gemäß § 8 GrEStG anders als die
Ertragsteuer zeitpunktbezogen mit Verwirkli-
chung eines Sachverhalts nach § 1 GrEStG. Die-
ser Zeitpunkt ist unabhängig vom Eigentum am
Grundstück relevant für die Person des Steuer-
schuldners („richtiger“ Bescheidadressat) und
jene Person, die einen Anspruch iSd § 17
GrEStG hat. Sobald die Steuerschuld entstanden
ist, kann sie unabhängig vom Eigentum am
Grundstück im Spaltungsplan frei zugeordnet
werden. Aufgrund der spaltungsrechtlichen
Dispositionsfreiheit können Eigentum am
Grundstück und Steuerschuld somit auseinan-
derfallen. Andererseits ist es unzulässig, nach
dem Spaltungsstichtag verwirklichte Grunder-
werbsteuertatbestände jenem Rechtsträger zu-
zuordnen, der sie nicht verursacht hat.

Aus der Zuordnung im Spaltungsplan folgt
somit zwingend der Bescheidadressat. Wird die
GrESt-Schuld etwa der übernehmenden Gesell-
schaft zugeordnet, so ist diese „richtiger“ Be-
scheidadressat. Darüber hinaus ist eine Disposi-
tion über den Bescheidadressaten unzulässig,
einer Parteien- oder Behördenvereinbarung
nicht zugänglich und gegebenenfalls unwirk-
sam. Auch eine Parteienvereinbarung über den
Zustelladressaten ist unzulässig.26 Eine Tren-
nung von Steuerschuld und Bescheidadressat ist
nicht möglich. Bescheide sind daher an die auf-
grund der Zuordnung im Spaltungsplan jeweils
übernehmende Gesellschaft zu richten, andern-
falls der Bescheid keine Rechtswirkung entfal-
tet.27 Die Zuordnung ergibt sich ausschließlich
aus dem Spaltungsplan.28 Ergeht der Bescheid
an den falschen Nachfolgerechtsträger, so ent-
faltet er keine Rechtswirkungen. Die Zustellung
an den falschen Rechtsträger bewirkt auch keine
Hemmung/Unterbrechung der Verjährung.

6. Folgt die GrESt im Zweifel dem 
Grundstück oder dem Betrieb?

Bei der GrESt handelt es sich nicht um eine per-
sönliche Steuer, sondern um eine Verkehrs-
steuer. Diese ist idR dem Betrieb, der sie verur-
sacht hat, zuzuordnen und zwar deswegen, weil
diesem das „verursachende Vermögen“ steuer-
lich zuzurechnen ist. Das ergibt sich auch aus
§ 32 UmgrStG: Unter „Vermögensteilen“ sind
nicht „irgendwelche“ Vermögen, sondern jene,
wie sie in § 32 UmgrStG aufgezählt sind (Be-
triebe, Teilbetriebe iSd § 12 Abs 2 UmgrStG) zu
verstehen. Da Grundstücke nicht als „Vermö-
gen“ iSd § 32 UmgrStG gelten, kann darunter
nur ein (Teil-)Betrieb zu verstehen sein. Eine
Ausnahme davon besteht aber dann, wenn im
Spaltungsplan aufgrund der Dispositionsbefug-
nis eine einmal entstandene GrESt-Schuld ab-
weichend zugeordnet ist. Die Zuordnung einer
GrESt-Schuld zu bloßen Grundstücken ist auf-
grund des § 32 Abs 2 UmgrStG steuerlich zwar
nicht der Regel- bzw Idealfall. Eine Zuordnung
nicht zum (Teil-)Betrieb ist aber möglich und
bedarf einer Regelung im Spaltungsplan. Jeden-
falls existiert keine zwingende Verknüpfung mit
dem Betrieb.

Unklar ist, ob die verfahrensrechtliche Posi-
tion für Wiederaufnahmen, Berichtigungen und
§ 17 GrEStG-Ansprüche von bereits in der Ver-
gangenheit verwirklichten Tatbeständen isoliert
betrachtet abgespalten werden kann.

Praktisch fraglich könnte nun sein, ob, wenn
sich aus dem Spaltungsplan nichts Anderes ein-
deutig ergibt, eine nachträglich vorgeschriebene
GrESt-Schuld im Zweifel der den Betrieb über-
nehmenden Gesellschaft, der Grundstücksei-
gentümerin oder entsprechend der Auffang-
klausel vorzuschreiben ist. Damböck/Andreaus/
Spornberger29 halten dazu fest: „Wird ein Betrieb
abgespalten, wird oftmals schon aufgrund des
Wortlauts des Vertragstexts (zB ,übertragen wer-
den alle dem Betrieb zugehörenden Aktiva und
Passiva‘ oder ,übertragen wird der Betrieb mit
allen dazugehörenden Vermögensgegenständen
und Verbindlichkeiten, Aktiva und Passiva‘)
seine Auslegung ergeben, dass bestehende Ver-
bindlichkeiten aus Abgaben, die durch den Be-
trieb veranlasst sind,30 mit den sonstigen Be-
standteilen des Betriebsvermögens übergehen sol-
len. Zu denken ist idZ an Abgaben wie etwa die
betriebsbezogene Umsatzsteuer, Grunderwerb-
steuer eines Betriebsgrundstücks udgl. Die in der
Kommentarliteratur vertretene Ansicht, dass Ab-
gabenansprüche und Zahlungsansprüche ent-
sprechend ihrer Zuordnung zum betreffenden
Vermögensteil aufzuteilen (dem jeweiligen Ge-

24 Soweit § 16 Abs 5 UmgrStG iVm § 33 Abs 5 UmgrStG
keine zwingende entgegenstehende Regelung enthält.

25 UFS 24. 9. 2010, RV/0228-L/07, mit Hinweis auf Ritz,
BAO3, § 19 Tz 18.

26 FN 25.
27 VwGH 26. 2. 2013, 2010/15/0017; 4. 6. 2008, 2005/

13/0135; 8. 7. 2009, 2008/15/0031, mit Hinweis auf
Zöchling in Wundsam/Zöchling/Huber/Kuhn,
UmgrStG5, § 35 Rz 19; Rz 1687a UmgrStR; Waitz-
Ramsauer in Kofler, UmgrStG7, § 34 Rz 12; zur GrESt
BFG 17. 12. 2018, RV/2100805/2013 (gemäß § 23
Abs 3 BFGG nicht veröffentlicht); Ritz, BAO5 (2014)
§ 19 Tz 18; Hirschler/Sulz/Oberkleiner, Bescheidad-
ressat nach Umgründung, BFGjournal 2014, 187
(189); zur GesSt VwGH 1. 9. 1999, 98/16/0121; zur
KöSt VwGH 8. 7. 2009, 2008/15/0031; UFS 24. 9.
2010, RV/0228-L/07.

28 FN 27.

29 Damböck/Andreaus/Spornberger, taxlex 2010, 421
(421 ff).

30 Sogenannte Betriebssteuern, vgl Stoll, BAO (1994) 166;
Betriebssteuern ist gemein, dass sie wegen des Zusam-
menhangs mit dem Betrieb des Steuerpflichtigen als Be-
triebsausgaben anzusehen sind, VwGH 20. 12. 1960,
0978/60.

immoaktuell_2019_h02.fm  Seite 63  Mittwoch, 17. April 2019  9:57 09



Grunderwerbsteuer bei SpaltungenSTEUERN

2/201964

samtrechtsnachfolger zuzuordnen) sein werden,
wird daher häufig jenem Auslegungsergebnis ent-
sprechen, das in aller Regel für durch den Spal-
tungsplan (Spaltungs- und Übernahmsvertrag)
nicht explizit zugeordnete Abgabenverbindlich-
keiten aus Objektsteuern erreicht werden wird.“

Die von mir vertretene Lösung ist die, dass
eine (nicht bedachte und/oder nachträgliche)
GrESt-Schuld ebenso wie grunderwerbsteuerli-
che Rechtspositionen zu behandeln ist, wie auch
alle anderen Vermögensgegenstände und Schul-
den. Existiert keine ausdrückliche Zuordnung,
ist im Wege der Interpretation des Spaltungs-
plans festzustellen, wem die Position zuzuord-
nen ist. Kommt man zu keinem zweifelsfreien
Ergebnis, so findet die Auffangklausel Anwen-
dung. Diese Vorgehensweise kann, muss aber
nicht dazu führen, dass die GrESt-Schuld (Posi-
tion) dem Betrieb folgt. Gerade bei Betriebsab-
spaltungen, wenn Grundstücke zurückbehalten
werden, besteht kein Grund dafür oder dagegen,
anzunehmen, dass jene Gesellschaft, die das
Grundstück nicht übernimmt, für eine GrESt-
Schuld einstehen soll oder ein Antragsrecht
nach § 17 GrEStG hat. Die Generalklausel
kommt im Zweifel deswegen zum Tragen, weil
deren Zweck gerade die Regelung für nicht be-
dachte Umstände ist.

Für diese Rechtsfolgen ist es ohne Relevanz,
ob die konkrete Behörde von der Spaltung
Kenntnis hatte. Es gibt keine Rechtsgrundlagen
dafür, dass die Kenntnis der Behörde von Be-
deutung sei. Das UmgrStG legt genau fest, wel-
che Abgabenbehörden von der Spaltung zu in-
formieren sind (Betriebsfinanzamt). Die Spal-
tungsdokumente sind öffentlich zugängliche
Unterlagen, wodurch es der GrESt-Behörde
auch zumutbar ist, zu prüfen, ob im konkreten
Fall Spaltungen vorgekommen sind und wer
Rechtsnachfolger ist.31 Im Zweifel hat die Be-
hörde vor Erlassung des Bescheides weitere Er-
hebungen vorzunehmen und Parteiengehör zu
gewähren. Es existiert auch keine Beweislastum-
kehr zu Gunsten der Behörde. Nach der Recht-
sprechung ist vom Grundsatz auszugehen, dass
eine Unvollständigkeit der Akten bzw Zweifel
über deren Inhalt sich nicht zum Nachteil des
Beschwerdeführers auswirken dürfen.

7. Spaltungsrechtliche Besonderheiten bei 
der Rechtsposition nach § 17 GrEStG

Die GrESt wird auf Antrag unter den in § 17
GrEStG genannten Voraussetzungen nicht fest-
gesetzt bzw rückerstattet. Zu beachten ist, dass
ein Erwerbsvorgang dann nicht rückgängig ge-
macht wurde, wenn der Vertrag zwar der Form
nach aufgehoben wird, die durch diesen Vertrag
begründete Verfügungsmöglichkeit aber weiter-
hin beim Erwerber verbleibt und der Verkäufer
seine ursprüngliche freie Rechtsstellung nicht

wiedererlangt. Einen Antrag auf Rückerstattung
kann nur derjenige stellen, der die Steuer als Ab-
gabenschuldner entrichtet hat, oder derjenige,
der die Abgabe für den Abgabenschuldner ent-
richtet hat. Es genügt allerdings nicht, dass die
Entrichtung aus Mitteln des Antragstellers er-
folgt ist, es muss bei der Bezahlung der Steuer
durch einen Dritten ausdrücklich vermerkt wer-
den, dass die Abgabe für den Abgabenschuldner
entrichtet wird.

Bei Spaltungen kann es nun vorkommen,
dass Steuerschuldner und Grundeigentümer
auseinanderfallen, da die spaltungsrechtliche
Zuordnung der GrESt-Schuld vom Eigentum
am Grundstück losgelöst werden kann. § 17
GrEStG gilt auch für den Gesamtrechtsnachfol-
ger. Verbleibt daher das Eigentum am Grund-
stück bei der abspaltenden Gesellschaft, wird
aber die Steuerschuld der neuen aufnehmenden
Gesellschaft zugeordnet, so ist nur diese, nicht
jedoch der Eigentümer als Gesamtrechtsnach-
folger antragsberechtigt. Die Rückgängigma-
chung des Grunderwerbs muss hingegen bei der
anderen Gesellschaft eintreten.

Da es nach Spaltungen – insbesondere, wenn
längere Zeit verstrichen ist – unklar sein könnte,
ob die (rückforderbare) Steuerschuld im Zweifel
dem abgespaltenen Betrieb zuzuordnen ist oder
der abspaltenden Gesellschaft, die sich jedoch
Grundstücke zurückbehält, empfiehlt es sich,
hierfür im Spaltungsplan eine ausdrückliche Re-
gelung aufzunehmen, da die Auffangklausel
möglicherweise zu einem nicht gewünschten
Ergebnis führen könnte. Dasselbe gilt für allfäl-
lige Wiederaufnahmesituationen, da hier nach
Spaltungen unklar sein könnte, wer tatsächlich
spaltungsbedingter Rechtsnachfolger des ur-
sprünglichen GrESt-Schuldners ist.

8. Anwendungsbereich des § 15 SpaltG für 
die GrESt?

§ 15 SpaltG enthält Haftungsbestimmungen, die
auch Abgabenverbindlichkeiten umfassen. Dar-
aus ergibt sich, dass einerseits zwischen der Zu-
ordnung der Vermögensgegenstände und ande-
rerseits der Haftung der beteiligten Gesellschaf-
ten für jeweils dem anderen Rechtsträger zuge-
ordnete Schulden zu unterscheiden ist. § 15
SpaltG hat nichts mit der Frage des materiell
Steuerpflichtigen zu tun, sondern normiert nur
die Haftung der beteiligten Gesellschaft, die ge-
rade nicht GrESt-pflichtig ist. Erst wenn die
GrESt-Schuld beim Steuerpflichtigen nicht ein-
gebracht werden kann, kommt § 15 SpaltG zum
Tragen. Die Haftung kann nicht im verwal-
tungsbehördlichen Abgabenverfahren geltend
gemacht werden, sondern im zivilrechtlichen
Rechtsweg und nicht mittels Haftungsbeschei-
des.32 Prillinger33 führt dazu aus: „Für den An-

31 BFG 17. 12. 2018, RV/2100805/2013 (gemäß § 23 Abs 3
BFGG nicht veröffentlicht).

32 VwGH 4. 6. 2008, 2005/13/0135, mit Hinweis auf Ritz,
BAO3, § 19 Tz 19.

33 Anm Prillinger, ecolex 2008/325, 859 (859).
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wendungsbereich der Abgabenvorschriften regelt
§ 19 BAO die Rechtsfolgen bei Vorgängen der Ge-
samtrechtsnachfolge. So gehen im Falle einer
Spaltung nach dem SpaltG sämtliche Rechte und
Pflichten (auch verfahrensrechtlicher Natur), die
sich aus den Abgabenvorschriften ergeben, auf
den Rechtsnachfolger über. In Entsprechung des
§ 19 BAO wären daher die aushaftenden Lohn-
steuerbeträge im Wege eines an die Rechtsnach-
folgerin der Bf gerichteten Haftungsbescheides
vorzuschreiben gewesen. Für eine abgabenrecht-
liche Haftung des Rechtsvorgängers findet sich in
der BAO keine passende Rechtsgrundlage, weil
der Wortlaut des § 19 BAO nur auf die Rechts-
stellung des Rechtsnachfolgers abzielt.34“

9. Anwendungsbereich des § 14 SpaltG für 
die GrESt?

§ 14 Abs 5 SpaltG lautet: „Solange einem Gläubi-
ger nicht bekannt wird, welcher der an der Spal-
tung beteiligten Gesellschaften die Verbindlich-
keit zugeordnet ist, kann er Erklärungen, die
diese Verbindlichkeit betreffen, gegenüber jeder
von ihnen abgeben.“ Diese Regelung führt dazu,
dass Erklärungen eines zivilrechtlichen Gläubi-
gers solange wirksam einer an der Spaltung be-
teiligten Gesellschaft zugestellt werden können,
als ihm die Zuordnung nicht bekannt ist. Es geht
hier nicht um die Definition des Steuerpflichti-
gen, sondern um die Frage der fristwahrenden
Zustellung von rechtsgeschäftlichen Erklärun-
gen.35 § 14 SpaltG entfaltet bloß zivilrechtliche
Wirkungen.36 Die Beurteilung der abgaben-
rechtlichen Wirkungen ergibt sich aus den ver-
waltungsrechtlichen Bestimmungen. Eine Be-
scheidzustellung an den „falschen“ Steuerpflich-
tigen, dem die GrESt-Schuld nicht zugeordnet
ist, kann nicht auf § 14 SpaltG gestützt werden
und wird dadurch auch nicht sanierbar.37 Der
VwGH38 führt in diesem Zusammenhang aus:
„Der angefochtene Bescheid wäre daher (nur
mehr) an die Zweitbeschwerdeführerin zu richten
und ihr zuzustellen gewesen. Daran ändert auch
die zivilrechtliche Bestimmung des § 14 Abs 5
SpaltG nichts, wonach der Gläubiger in bestimm-

ten Fällen Erklärungen gegenüber jeder an der
Spaltung beteiligten Gesellschaft abgeben kann.
Da der angefochtene Bescheid nicht an die Zweit-
beschwerdeführerin gerichtet war, entfaltet er ge-
genüber der Zweitbeschwerdeführerin keine
Rechtswirkungen.“

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

Häufig ist nach (mehreren) Spaltungen un-
klar, wer aus grunderwerbsteuerlicher Sicht
Gesamtrechtsnachfolger ist. Diese Frage ist
bei nachträglicher Bescheidänderung (Wie-
deraufnahme, Berichtigung, Anrechnung
von Vorerwerben uÄ), für die Anwendung
des § 17 GrEStG, bei andauernden offenen
Verfahren, für das Parteiengehör und für die
Beschwerde/Antragslegitimation von Bedeu-
tung. Bescheide an den „falschen“ Rechts-
nachfolger sind Nichtbescheide. Anträge
durch den falschen Rechtsträger sind un-
wirksam. Für die Beurteilung der Rechts-
nachfolge aus grunderwerbsteuerlicher Sicht
sind ausschließlich die Regelungen des Spal-
tungsplans bzw des Spaltungs- und Über-
nahmsvertrags unter Berücksichtigung der
Generalklausel von Bedeutung, die auch
steuerlich im Wege der (zivilrechtlichen)
Auslegung der Spaltungsdokumente zu er-
mitteln sind. Es existiert für die Ermittlung
des richtigen Rechtsnachfolgers aus Sicht der
GrESt weder eine steuerliche Zweifelsrege-
lung noch eine Beweislastumkehr. Daher
empfiehlt es sich, bei Erstellung der Spal-
tungsdokumente besonderes Augenmerk auf
grunderwerbsteuerliche Zweifelsfragen so-
wie auf allfällig denkbare Rückabwicklungen
zu legen. Im Zweifel sollten Anträge nach
§ 17 GrEStG durch sämtliche Rechtsnachfol-
ger gestellt werden, um einen allfälligen Frist-
ablauf zu vermeiden.
Für die Verfasser von Kaufverträgen und der
Spaltungsdokumente ist es weiters empfeh-
lenswert, Regelungen aufzunehmen, die für
Rechtssicherheit sorgen, wenn die Abgaben-
behörde aufgrund der Unklarheit über den
spaltungsbedingt richtigen Bescheidadressa-
ten in Ausübung ihres Ermessens aufgrund
der Regelung des § 9 Z 4 GrEStG einen
(neuen) Bescheid an jene Person richtet, die
im Vertrag gerade nicht als Träger der GrESt-
Schuld angeführt ist.

34 Varga/Wolf, ÖStZ 2003, 349 (349 f).
35 Kalss, Handkommentar2, § 14 Rz 98.
36 VwGH 4. 6. 2008, 2005/13/0135, mit Verweis auf Vor-

judikatur, insbesondere VwGH 16. 2. 1988, 87/14/0059;
Ritz, BAO3, § 224 Tz 12.

37 FN 31.
38 VwGH 4. 6. 2008, 2005/13/0135.
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